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Tagesordnungspunkt 

Einsatz für die Einführung des kommunalen Wahlrechts für alle auf Dauer 

in NRW lebenden Menschen mit nicht-deutscher Staatsangehörigkeit 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Der Beschluss ergibt sich aus der Beratung. 

 



   

 

Sachdarstellung / Begründung: 

 

Der Integrationsrat hat in seiner Sitzung am 21.05.2015 intensiv das Thema „Kommunales 

Wahlrecht für alle Migrantinnen und Migranten“ diskutiert. Grundlage war u. a. ein Vortrag 

des Vorsitzenden des Landesintegrationsrates Herrn Keltek. 

 

Der Integrationsrat beschloss u. a. mehrheitlich mit 11 Stimmen bei zwei Gegenstimmen, dem 

beigefügten Musterantrag gemäß zu verfahren und den Rat um folgenden Beschluss zu bitten: 

 

„Der Rat der Stadt Bergisch Gladbach bittet die Verfassungskommission des Landtags, bei 

ihren Beratungen das Thema „Kommunales Wahlrecht für alle auf Dauer in NRW lebenden 

Migrantinnen und Migranten“ einzubeziehen und dem Landtag einen Vorschlag zur 

Änderung der Landesverfassung vorzulegen, der es ermöglicht, bis zur Kommunalwahl 2020 

allen auf Dauer in NRW lebenden Menschen mit nicht-deutscher Staatsangehörigkeit das 

aktive und passive Wahlrecht auf kommunaler Ebene einzuräumen. 

 

Der Integrationsrat bittet den Bürgermeister und die Mitglieder des Rates der Stadt, sich 

landesweit in allen relevanten Gremien (z. B. den kommunalen Spitzenverbänden) für die 

Einführung des kommunalen Wahlrechts einzusetzen.“ 

 

Verbindung zur strategischen Zielsetzung 

Handlungsfeld:  

Mittelfristiges Ziel:  

Jährliches Haushaltsziel:  

Produktgruppe/ Produkt:  

     
     

Finanzielle Auswirkungen  

     

1. Ergebnisrechnung/ Erfolgsplan laufendes Jahr Folgejahre 

Ertrag        

Aufwand     keine   

Ergebnis        

          

2. Finanzrechnung  
(Investitionen oberhalb der    festgesetzten 
Wertgrenzen gem. § 14 GemHVO)/   
Vermögensplan 

laufendes Jahr Gesamt 

Einzahlung aus Investitionstätigkeit     

Auszahlung aus 

Investitionstätigkeit     

Saldo aus Investitionstätigkeit       

     
Im Budget enthalten  ja  

   nein  

   siehe Erläuterungen 
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